
KOORDINIERUNGSSTELLE GEWERKSCHAFTLICHER ARBEITSLOSENGRUPPEN • ALTE JAKOBSTR. 149 • 10969 BERLIN • TEL. 0 30 /8 68 76 70 - O, FAX -21 • WWW.ERWERBSLOS.DE   EINLEGER 199

Resolution der Tagung der Koordinierungsstelle
gewerkschaftlicher Arbeitslosengruppen (KOS) 2020
in Gladenbach zur Regelsatzbemessung

Die Höhe der Regelleistung hat
direkten Einfluss auf die Höhe des
Einkommens für Millionen arbeits-
loser oder einkommensarmer Be-
zieherinnen und Bezieher von
Grundsicherungsleistungen nach
SGB II, SGB XII, Asylbewerberlei-
stungsgesetz, usw.

Indirekt wirkt sich die Höhe der
Regelleistung auf alle hier lebenden
Menschen aus. Vor allem, weil sich
danach auch die Höhe des steuer-
frei zu lassenden Existenzmini-
mums für Lohnabhängige und Rent-
ner*innen bemisst und weil die Re-
gelleistungshöhe bei Kindergeld
und Unterhalt eine Rolle spielt.

Umso beunruhigender ist es,
dass das Verfahren zur Festlegung
der Höhe dessen, was in diesem
Land als zur Sicherung der men-
schenwürdigen Existenz unbedingt
erforderlich gilt, mehr als fragwür-
dig ist.

Das Ermittlungsverfahren be-
günstigt einen statistischen Zirkel-
schluss. Als Bezugsgröße für Er-
wachsene werden die unteren 15%
der Einkommensbe-zieher*innen
herangezogen.

Das aber, ohne dabei alle Perso-
nen auszuschließen, deren Einkom-
men unter dem Hartz-IV-Niveau
liegt, die aber keinen Antrag stellen.
Auch Aufstocker*innen, die nur
über ein geringes zusätzliches Ein-
kommen verfügen, werden nicht
herausgenommen.

Zudem streicht die Bundesregie-
rung viele Ausgaben der unteren
Einkommensgruppen aus der Be-
rechnung des Regelsatzes mit der
Begründung, sie seien für den Re-
gelsatz nicht relevant.

Ein kleiner Teil dieser Kürzungen
ist begründet, wie etwa die Heraus-
nahme der GEZ-Gebühren, von de-
nen Leistungsberechtigte befreit
sind. Der ganz überwiegende Teil
der Kürzungen ist aber sachlich

nicht begründet oder führt zu me-
thodisch problematischen Ergebnis-
sen, die die Grundannahme des Sta-
tistikmodells aushöhlen.

Wer z.B. die statistisch nachge-
wiesenen durchschnittlichen Ausga-
ben für Zimmerpflanzen, Schnittblu-
men und den Weihnachtsbaum
streicht, kürzt damit allen Betroffe-
nen die Leistungen. Das geschieht
unabhängig davon, ob sie tatsäch-
lich ihr Geld für Pflanzen, Blumen
oder den Weihnachtsbaum ausge-
ben. Gleiches gilt auch für viele an-
dere Ausgaben, die von den unte-
ren Einkommensgruppen zwar ge-
tätigt  werden, die aber als angeb-
lich nicht relevant für den Regelsatz
gestrichen werden.

Die für einen normalen Haushalt
anfallenden Stromkosten werden in
der Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe ebenfalls systematisch
unterschätzt. Das liegt vor allem

daran, dass die Stromkosten bei
Heimbewohnern und Heimbewoh-
nerinnen sowie bei Personen im
Untermietverhältnis gar nicht ge-
sondert als solche statistisch aus-
gewiesen werden.

Auch die Ausgaben für die An-
schaffung z.B. eines Kühlschranks
oder einer Waschmaschine, für die
monatlich nur Kleinstbeträge von
einem Euro und ein paar Cent als
„Ansparleistung“ in den Regelsät-
zen vorgesehen sind, werden über
die Regelleistung nicht bedarfsge-
recht abgegolten.

Denn solche seltenen, relativ
hohen Ausgaben für große Elektro-
geräte fallen im Ermittlungszeit-
raum der Einkommens- und Ver-
brauchsstichprobe nur bei einigen
wenigen Haushalten an. Somit sind
die errechneten monatlichen Durch-
schnittsausgaben für diese Güter zu
niedrig. Ein Ansparen für die Repa-



KOORDINIERUNGSSTELLE GEWERKSCHAFTLICHER ARBEITSLOSENGRUPPEN • ALTE JAKOBSTR. 149 • 10969 BERLIN • TEL. 0 30 /8 68 76 70 - O, FAX -21 • WWW.ERWERBSLOS.DE   EINLEGER 199

Diese Regierungspraxis bei der
Regelsatzbemessung hat dazu ge-
führt, dass die betroffenen Lei-
stungsbezieher*innen seit Einfüh-
rung von „Hartz IV“ immer weiter
gegenüber dem Einkommen ande-
rer Gruppen der Gesellschaft zu-
rückgefallen sind.

Die Grundsicherungsleistungen
für die betroffenen Leistungsbe-
zieher*innen reicht von vorne bis
hinten nicht mehr aus für ein men-
schenwürdiges Leben. Armuts-
stress und Not der Betroffenen stei-
gen. Sie geraten auch immer
schneller in eine Verschuldungs-
spirale.

Vor diesem Hintergrund fordern
wir genauso wie die Gewerkschaf-
ten und die Wohlfahrtsverbände
von der Bundesregierung eine sach-
und realitätsgerechte Ermittlung
des Existenzminimums ohne me-
thodische Fehler. Konkret heißt dies
kurzfristig vor allem:

Verzicht auf willkürliche Strei-
chungen! Ein politisch motiviertes
Kleinrechnen der Regelsätze durch
sachlich nicht bzw. nicht ausrei-
chend begründete Streichungen
von vermeintlich nicht regelsatzre-
levanten Ausgaben, z. B. für einen
Kino- oder Theaterbesuch, sind zu
unterlassen!

 Die mit der  Einkommens- und
Verbrauchsstichprobe ermittelten
Mobilitätskosten z.B. für den öffent-
lichen Nahverkehr sind voll zu über-
nehmen!

 Notwendige  Kosten der ver-
schiedenen Haushaltstypen für
Strom sind zu übernehmen!

 Einführung von anlassbezoge-
nen Einmalleistungen als Rechtsan-
spruch insbesondere für weiße
Ware (z.B. Kühlschrank und Wasch-
maschine) und für Brillen!

Die Umsetzung dieser Forde-

rungen bedeutet, dass die Regel-

leistung für alleinstehende Er-

wachsene aktuell um etwa 160

Euro im Monat erhöht werden

muss.

Mittelfristig muss auch die Me-
thodik der statistischen Ermittlung
der Regelleistung verändert wer-
den. Das meint insbesondere Fol-
gendes:

 Bei der Bestimmung der Höhe
der Regelleistung ist ein qualitativer
Maßstab notwendig („Mindestver-
sorgungs- und Teilhabestandards im
Vergleich zur Mitte der Gesell-
schaft“); Arbeitslose und Einkom-
mensarme dürfen nicht völlig von
einer normalen Lebensführung ab-
gekoppelt sein.

 Herausnahme der Personen,
die weniger Einkommen haben als
Hartz IV, und von Erwerbstätigen

mit Erwerbseinkommen bis 100
Euro aus der statistischen Ver-
gleichsgruppe!

 Anpassung entsprechend der
Lohnentwicklung, mindestens je-
doch entsprechend der Preis-
entwicklung (Günstigkeits-Rege-
lung)!

ratur oder den Kauf eines Ersatzge-
räts ist angesichts des großen Un-
terschieds des eingerechneten
Kleinstbetrags zu den tatsächlichen
Anschaffungskosten nicht realitäts-
gerecht. Tatsächlich werden die Aus-
gaben, wenn sie anfallen, von den
betroffenen Haushalten deshalb
meist durch Darlehen finanziert.
Das hat zur Folge, dass anschlie-
ßend die Regelleistung zur Tilgung
des Darlehens oft über mehrere
Monate deutlich gekürzt wird.

Auf der Homepage der KOS
(www.erwerbslos.de ) findet
ihr viele weitere Hintergrund-
informationen zum Gesetzes-
entwurf der Bundesregierung
zur Neubemessung der Regel-
sätze und zur Kritik, die z.B. der
DGB und verschiedene Wohl-
fahrtsverbände daran haben.
Dort könnt ihr auch Informatio-
nen und Aktionsideen zu den
am 30.10./ 31.10. vom Bündnis
„AufRecht bestehen“ geplan-
ten Aktionstagen finden.
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